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Schweiz

Fabian Fellmann, NewYork

Auf einmal scheint alles so rei-
bungslos zu funktionieren, dass
es misstrauisch macht. 1986
wollten die Schweizerinnen und
Schweizer noch nicht einmal
der UNO beitreten. Heute, nur
35 Jahre später, ist die neutrale
Schweiz bereits Kandidatin für
die höchste politische Instanz
der Welt. Sie will Teil werden
jener exklusiven Gruppe, in der
überKrieg und Frieden entschie-
denwird: demSicherheitsrat der
Vereinten Nationen.

Es ist so gut wie sicher, dass
sie im kommenden Juni gewählt
wird. Es werden zwei Plätze für
westliche Staaten frei, für diemit
der Schweiz und der Republik
Malta exakt ebenso viele Inter-
essenten bereitstehen.

Gibt es doch noch
eine Überraschung?
Trotzdem gehen die Bundesräte
auf Nummer sicher. Zu zweit
sind sie diese Woche zur UNO-
Vollversammlung in New York
gereist, die erste seit Corona, die
wieder als physisches Treffen
stattfindet. Bundespräsident Guy
Parmelin und Aussenminister
Ignazio Cassis machten sich bei
zahlreichen Gesprächen für die
SchweizerKandidatur stark. «Ein
Plus für den Frieden», lautet der
Slogan, das «Plus» ist dabei –
nicht eben subtil – das Schweizer
Kreuz.

Die Bundesräte erhoffen sich
vom UNO-Engagement eine
Stärkung der Position des Lan-
des auf dem internationalen Par-
kett und eine Aufwertung von
Genf, nebenNewYork der zweite
Hauptsitz der Vereinten Natio-
nen. Cassis sagte gesternMorgen
an einerMedienkonferenz,Über-
raschungen in letzter Minute
seien nie auszuschliessen.

Unliebsame Überraschungen
dürften aber eher Malta als die
Schweiz treffen, heisst es bei Be-
obachtern derUNO:Vielen stösst
sauer auf, dass ausgerechnet ein
Land, in dem Journalistinnen
ermordet und Politiker der Kor-
ruption überführt werden, die
westlichen Länder im Sicher-
heitsrat vertreten soll. Das er-
wähnte der diplomatische Cassis
in New York nicht. Er sei «zu
versichtlich», dass alles klappen
werde, fasste er zusammen:
«Viele Länder haben uns ihre
Unterstützung zugesichert.»

Politisches Schlachtfeld
des Kalten Kriegs
Es ist keine Selbstverständlich-
keit, dass Cassis das so sagen
kann. Jahrzehntelang hatte die
Schweiz ihre liebe Mühe mit der
UNO, obwohl sie 1920 zu den
Gründern des Völkerbunds ge-
hörte,derVorgängerorganisation,
die ebenfalls in Genf ihren
Sitz hatte.

DerNachfolgerin UNOhinge-
gen blieb das Land fern, denn die
Vereinten Nationen trugen nur
diesen Namen, in Wahrheit je-
doch waren sie nach Schweizer
Lesart tief gespalten, ein politi-
sches Schlachtfeld des Kalten
Kriegs, auf dem ein neutrales
Land nichts zu suchen hatte.
1986 entschied sich eine knappe
Mehrheit gegen eine UNO-
Mitgliedschaft. Der Fall des Ei-
sernen Vorhangs warf die Frage

von neuem auf, und 2002 er-
reichte eine breite Allianz mit
einer Volksinitiative für den
UNO-Beitritt eine deutliche
Mehrheit von 54,6 Prozent.

Selbst 19 Jahre später sind die
Zweifel nicht bei allen ver-
schwunden. Sie kommen jetzt
wieder hoch, diese Fragen, weil
es langsam ernst gilt – ausge-
rechnet in einer Zeit, in der die
Spannungen zwischen denwest-
lichen Mächten, Russland und
China wieder stark zunehmen.
Die Deutschen etwa, die soeben
zwei Jahre im Sicherheitsrat
verbracht haben, wurden von
Russland mit der Bemerkung

verabschiedet, man werde sie
nicht vermissen.

Für den SVP-Aussenpolitiker
Franz Grüter ist die Kandidatur
«ordnungspolitisch, aussenpoli-
tisch und neutralitätspolitisch
einer der grössten Fehler, den die
Schweiz je begangen hat. Aber
niemand im Bundesrat und nur
wenige im Parlament und der
Verwaltung sehen die Gefahr.»
Im Sicherheitsrat werde über
Krieg und Frieden entschieden,
warnt Grüter: Müsse die Schweiz
da Stellung beziehen, gefährde
sie ihre neutraleMittlerrolle. «Ich
verstehe nicht,warum jetzt zwei
Bundesräte in NewYork auf den

Knien darum betteln, dass wir
in den Sicherheitsrat gewählt
werden», sagt Grüter.

Die SchweizerRegierung dür-
fe ihreHaltung zuUNO-Geschäf-
ten nicht allein beschliessen,
sondern müsse das Parlament
mitentscheiden lassen. Selbst so
werde aber das Grundproblem
mit der Neutralität nicht gelöst.
Der Bundesrat argumentiert, für
einen starken Einbezug des Par-
laments fehle meist die Zeit, ge-
rade Sanktionsbeschlüssemüss-
ten oft innert weniger Stunden
oderTage gefällt werden. Grüter
findet, eine Verzögerung «wäre
weniger schlimm, als fatale Ent-
scheidungen mitzufällen».

Gefährdet ein Beitritt
die Neutralität?
Der Bundesrat weist die Beden-
ken als unbegründet zurück. Die
Schweiz werde auch im Sicher-
heitsrat entlang ihrer aussen
politischen Linien entscheiden,
verspricht Aussenminister Cas-
sis. Weder rechtlich noch poli-
tisch sei die Neutralität dadurch
gefährdet. ImGegenteil: Die UNO
schätze das Engagement neutra-
ler Staaten, weil diese glaub
würdig vermitteln könnten.
Länder wie Schweden, Öster-
reich, Finnland und Norwegen
nahmen schonmehrfach Einsitz
im Sicherheitsrat.

Inzwischen ist die SVPdie einzi-
ge Fraktion im Bundeshaus,
die sich noch gegen dieMitglied-
schaft der Schweiz im Sicher-
heitsrat wehrt. Einige Mitte-
Exponenten äussern sich zwar
auch kritisch, vor allem aber
hinter den Kulissen. Verhindern
lässt sich die Kandidatur der
Schweiz ohnehin nichtmehr, ein
Referendumhat dieMehrheit im
Parlament ausgeschlossen.

Doch auch die Befürworter
wollen der Regierung keinen
Blankocheck ausstellen. FDP-
Vertreter Damian Müller, Prä
sident der Aussenpolitischen
Kommission des Ständerats,
sagt: «Wir entwickeln einenMo-
dus, der dem Schweizer Polit
system gerecht wird. Einerseits
soll das Parlament in die Ent-
scheidungsfindung inwichtigen
Fragen einbezogenwerden, und
andererseits soll auch das Volk
über die Politik der Schweiz im

Sicherheitsrat informiert wer-
den.» Die Schweiz könne als
gutes Beispiel vorangehen und
einen Beitrag zur Demokrati
sierung derUNO leisten, die bis-
her zu sehr alsVersammlungvon
Regierungen funktioniere.

Das grosse Dilemma
des Franz Grüter
Neue Massstäbe setzt die
Schweiz allein schon mit dem
Kompromiss, der sich abzeich-
net: Der Bundesratwird dieAus-
senpolitischen Kommissionen
regelmässig darüber informie-
ren, was im Sicherheitsrat läuft.
Undwenn es schnell gehenmuss
– also immer dann, wenn es
wichtig wird –,will der Bundes-
rat zumindest die Präsidien der
Aussenpolitischen Kommissio-
nen von National- und Stände-
rat konsultieren.

Franz Grüterwird das vor ein
Problem stellen. Der SVP-Aus-
senpolitiker dürfte turnus
gemäss ausgerechnet dann Prä-
sident der Kommission werden,
wenn die Schweiz im Sicher-
heitsrat die Arbeit aufnimmt.
Ihn, den Kritiker, wird Aussen-
minister Cassis also konsultie-
ren müssen. «Es ist ein grosses
Dilemma, und ich weiss jetzt
noch nicht, wie ich über Krieg
oder Frieden mitentscheiden
würde», sagt Grüter.

Die Schweizmacht jetzt Weltpolitik
Kandidatin für den UNO-Sicherheitsrat Jahrzehntelang wollte die Schweiz von der UNO nichts wissen.
Nun will sie immächtigsten Gremium der Vereinten Nationenmitmischen. Kritiker warnen, das sei fatal.

Ignazio Cassis (links) und Guy Parmelin vor dem UNO-Hauptquartier in New York. Foto: KeystoneKein Geschenk ohne persönliche Widmung. Foto: Keystone

Guy Parmelin spricht vor der UNO-Vollversammlung. Foto: AP

Mitten unter den ganz Grossen

Der Sicherheitsrat der UNO
besteht aus fünf ständigen Mit
gliedern, den sogenannten Veto-
mächten (und Atommächten) USA,
Russland, China, Frankreich und
Grossbritannien. Zehn weitere
Mitglieder werden für jeweils zwei
Jahre gewählt, wobei alle Weltregi-
onen Anspruch auf eine Vertretung
haben. Die Schweiz kandidiert
für einen der nicht ständigen Sitze
in den Jahren 2023 und 2024.
Der Sicherheitsrat hat den Auftrag,
internationalen Frieden und
Sicherheit zu garantieren. Er
besitzt die Macht, Resolutionen

zu verabschieden, die für UNO-
Mitglieder zwingend sind. Norma-
lerweise reicht eine Mehrheit von
neun Mitgliedern für eine Ent
scheidung. Doch jedes der fünf
ständigen Mitglieder kann sein
Veto einlegen, um Resolutionen
zu blockieren. Russland hat davon
bisher klar ammeisten Gebrauch
gemacht, gefolgt von den USA.
Die Schweiz setzt sich seit
Jahrzehnten dafür ein, dass der
Sicherheitsrat transparenter wird
und den anderen UNO-Mitgliedern
gegenüber mehr Rechenschaft
ablegen muss. (ffe)

Selbst 19 Jahre
nach dem
UNO-Beitritt
sind die Zweifel
nicht bei allen
verschwunden.
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Medizin Wer nach seinem Tod
keine Organe spenden möchte,
soll dies künftig explizit festhal­
ten müssen. Angehörige sollen
aber eine Organspende ablehnen
können.DerNationalrat hat ges­
tern die letzten Details der er­
weiterten Widerspruchslösung
geklärt. Damit ist der indirekte
Gegenvorschlag zur Volksinitia­
tive «Organspende fördern –
Leben retten» bereit für die
Schlussabstimmung. Die Volks­
initiative empfehlen Bundesrat
und Parlament zur Ablehnung.
Es ist wahrscheinlich, dass es
zu keinem Urnengang kommt,
weil die Initiative zurückgezogen
werden dürfte.

HeutegiltbeiderOrganspende
inderSchweiz die Zustimmungs­
lösung: Demnach kommt eine
Organspende nur dann infrage,
wenn die verstorbene Person zu
Lebzeiten einer Spende zuge­
stimmt hat. Liegt keineWillens­
äusserung vor, müssen die An­
gehörigen entscheiden. (sda)

Abstimmung über
Organspenden
unwahrscheinlich

Corona Die Stadt Bern und die
Organisatoren einer für heute
geplanten Demonstration haben
sich nicht einigen können. Da­
mit ist klar, dass die Polizei all­
fälligeMenschenansammlungen
auflösen wird. Die führenden
Köpfe derBewegungenMass-Voll
und Freiheitstrychler wollen
somit nach eigenenAngaben nun
nicht nach Bern reisen. In einem
Video teilten sie ihren Sympathi­
santen mit: «Ihr müsst mit Re­
pressalien rechnen. Bleibt da­
heim.» DieAusschreitungenvom
vergangenen Donnerstag ver­
urteilte ein Sprecher.

Der Stadtberner Sicherheits­
direktor Reto Nause liessmittei­
len, er habemehrere Stundenmit
den Kundgebungsveranstaltern
verhandelt. Auf Behördenseite
sei man davon ausgegangen,
eine Lösung gefunden zu haben.
Am Dienstagabend hätten die
Organisationen die getroffenen
Vereinbarungen jedoch zurück­
gewiesen. (sda)

Einigung geplatzt
– Bern toleriert
Demo nicht

Strafverfolgung Ermittler sollen
in Kriminalfällen künftig die an
einemTatort gefundeneDNAder
mutmasslichenTäterschaft bes­
ser nutzen können.Wie der Na­
tionalrat hat gestern auch der
Ständerat der Phänotypisierung
als Ermittlungsmethode zuge­
stimmt. Damit können aus DNA
etwa die Haar- und Augenfarbe
oder dasAlter bestimmtwerden.
Zudemwird die Suche nachVer­
wandtschaftsbezügen auf eine
Gesetzesgrundlage gestellt.

Aus Sicht der vorberatenden
Kommission stellen die Metho­
den aber einen weitgehenden
Eingriff in die Grundrechte dar.
Der Rat definierte daher einen
Deliktskatalog, welcher etwa
Tötung, Mord und Totschlag,
Verstümmelung weiblicher Ge­
nitalien, Freiheitsberaubung,
sexuelle Handlungen mit Min­
derjährigen undVergewaltigung
umfasst. Das Geschäft geht jetzt
zurück an den Nationalrat. (sda)

Über die DNA
zur Augenfarbe
des Verdächtigen

Der Nationalrat hat einem stär­
keren Engagement der Schweiz
im europäischen Frontex-Pro­
gramm zugestimmt. Wie der
Ständerat hat er den höheren
Beitrag der Schweiz von neu
61 Millionen Franken pro Jahr
mit humanitären Abfederungen
verbunden. Die grosse Kammer
hiess die beiden zugehörigenGe­
setzesvorlagen gestern gut. Das
Geschäft ist damit bereit für die
Schlussabstimmung.

Seit 2016 rüstet die EU die
Grenz- und Küstenwache Fron­

tex mit mehr Personal und tech­
nischer Ausrüstung auf, damit
die Agentur ihre Aufgaben im
Grenz- und Rückkehrbereich
besser wahrnehmen kann. An
diesem Ausbau muss sich auch
die Schweiz beteiligen, weil es
sich um eine Schengen-Weiter­
entwicklung handelt. Der finan­
zielle Beitrag der Schweiz steigt
dabei von ursprünglich 14 Milli­
onen auf rund 61Millionen Fran­
ken pro Jahr bis 2027. Zudem soll
die Schweiz Frontex auch mehr
Personal zur Verfügung stellen.

Frontex-Einsätze dürfen nicht
vomKontingent derGrenzschüt­
zer an den Schweizer Grenzen
abgezogen werden. Sie unter­
liegen einem ähnlichen Geneh­
migungsverfahren wie Militär­
einsätze imAusland.Über solche
bis sechs Monate befindet der
Bundesrat, über längere die Bun­
desversammlung.

Bei der gestrigenAbstimmung
spielte DieMitte das Zünglein an
derWaage. Sprecherin Ida Glanz­
mann-Hunkeler (LU) betonte, die
Schweiz profitiere von vielen

Vorteilen von Schengen. Die Si­
cherheit der Schweizwerde unter
anderem auchmit der Sicherheit
der Schengen-Aussengrenze ge­
währleistet.

40 Beobachter «an der Front»
Bundesrat Ueli Maurer sagte an
dieAdresse der Kritiker, derAus­
bau des Engagements diene
neben der Gewährleistung der
Sicherheit auch den Grundrech­
ten und derTransparenz. «Wenn
wir hierbleiben, können wir das
nicht.» Es gehe darum, legale

Übertritte zu beschleunigen und
illegale zu verhindern.

Weil es offensichtlich Über­
griffe gegeben habe,würden neu
auch 40 Beobachter an der Aus­
sengrenze eingesetzt, um die
Einhaltung derMenschenrechte
zu überwachen. Eine Sistierung
bringe deshalb auch nichts. Es
sei besser, «wenn wir an der
Front dabei sind». Die Schweiz
könne ihre humanitäre Traditi­
on, ihre Anliegen und ihre
Rechtsauffassung so besser ein­
bringen. (sda)

Parlament verstärkt Frontex-Engagement
Grenzkontrollen Die Schweiz beteiligt sich neumit 61 Millionen Franken pro Jahr am EU-Programm.

Luca De Carli und
Christian Zürcher

Am Dienstag fand sich Alain Di
Gallo unversehens in einer ei­
genartigen Situation wieder.
Man erwartete von ihm eine Ent­
scheidung.

DerKinderpsychiater sass auf
dem Podium derwöchentlichen
Medienkonferenz des Bundes­
amtes für Gesundheit und trug
zwei Hüte. Einerseits denHut der
Corona-Taskforce und anderer­
seits jenen der Verbände der
Schweizer Kinderärzte. Diese
hatten ihn hochoffiziell in die
Taskforce geschickt.

Brisant daran: Die Taskforce
und die Kinderärzte widerspre­
chen sich diametral in der Frage,
wie man die Pandemie an den
Schulen bewältigen soll. Die
Taskforce will Tests, Masken,
CO2-Messungen und Luftfilter,
um die Kinder besser zu schüt­
zen. Pädiatrie Schweiz und Kin­
derärzte Schweiz hingegenwol­
len dies auf ein Minimum be­
schränken. IhrArgument: Kinder
sollen nicht erneut «Zielscheibe
belastenderMassnahmen»wer­
den, die medizinisch nicht ge­
rechtfertigt seien.

Di Gallomusste sich also zwi­
schen den Positionen undHüten
entscheiden und wählte den
Taskforce-Hut. Das Ziel sei, die
vier Massnahmen gemeinsam
einzusetzen – möglichst konse­
quent und flächendeckend.

Besorgte Eltern
Die Szene zeigt: Die Schulen sind
einmalmehr zu einerKampfzone
verschiedenerAnsichten gewor­
den. Am gleichen Tag demonst­
rierten vor dem Bundeshaus
mehrere Eltern- und Schulorga­
nisationen und forderten einen
besseren Schutz der Kinder vor
dem Coronavirus. Derweil hat
sich in den letzten Tagen unter
den Lehrkräften ein Netzwerk
gebildet, das sich gegen die
Massnahmen auflehnt.

Anruf bei Jérôme Schwyzer.
Der Sekundarlehrer und SVP-
Politiker aus LenzburgAG hat die
Organisation Lehrernetzwerk
Schweiz gegründet. Er störte sich
Ende August an der neu einge­
führten Maskenpflicht ab der
5. Klasse im Kanton Aargau und
machte auf Whatsapp einen
spontanen, privaten Aufruf. Er
brauche 3000 Franken für einen
Anwalt, umdagegenvorzugehen.
Innerhalb von vier Stunden hat­
te er das Geld zusammen, mitt­
lerweile ist der Betrag auf fast

50’000 Franken angewachsen.
Über 400 Lehrerinnen und Leh­
rer, die sich an den Schutzmass­
nahmen in Schulen stören,
haben sich in fünf Tagen seinem
Netzwerk angeschlossen. Dazu
700 besorgte Eltern.

«Man soll die Kinder in Ruhe
lassen und langfristig denken»,
sagt Schwyzer. Er spricht von
Schäden der Psyche, die man
heute noch nicht abschätzen
könne. Ihm berichten Eltern und
Lehrpersonen,wie die Kinder am

Abendmüde seien und Kopfweh
hätten. Schwyzer findet, dass die
Massnahmen in keinem Ver­
hältnis stehen zur Gefahr von
Covid für die Jüngsten.

Beim Verband der Lehrerin­
nen und Lehrer mit seinen
55’000 Mitgliedern befürwortet
man weiterhin «angemessene
Massnahmen». Laut Präsidentin
DagmarRösler sind dasMassen­
tests und CO2-Messungen und
bei schwererenAusbrüchen auch
Masken an der Oberstufe.Wich­

tig ist ihr, dass das Miteinander
in den Schulhäusern trotz unter­
schiedlicher Meinung weiterhin
funktioniert.

Mehr Schutz an den Schulen
oder dasVirus laufen lassen? Die
Frage beschäftigt auch die me­
dizinischen Fachleute.Vor allem
jene, die im Alltag direkt mit
Kindern zu tun haben, plädieren
für Letzteres.

Die Schulmassnahmen hätten
eben gerade nicht zu einer Beru­
higung des Schulalltags geführt,

sondern zu viel Verunsicherung
und Frustration unterEltern und
der Lehrerschaft, sagt Christoph
Aebi, Chef derAbteilung Kinder-
Infektiologie am Inselspital Bern.
Unter seiner Leitung hat eine
Fachgruppe das neue Positions­
papierverfasst, in dem sich Pädi­
atrie und Kinderärzte Schweiz
für möglichst wenig Massnah­
men aussprechen. Es wird auch
vomVerband der Schulärztinnen
und Schulärzte unterstützt.

Für die Fachgruppe ist erwie­
sen, dass Covid-19 bei Kindern
und Jugendlichen eine insgesamt
geringere Krankheitslast verur­
sache als eine Grippe und dass
auch die Delta-Variante nicht zu
schwereren Krankheitsverläufen
führt. Das Entzündungssyndrom
Pims, das vielen Eltern Sorgen
macht, sei sehr selten. Long Co­
vidwird imPapier nicht erwähnt.

Wann kommt die Impfung?
Die Taskforce sieht das anders.
Die Reduktion derVirenzirkula­
tion habe bei Kindern und Ju­
gendlichen einen positiven Ein­
fluss auf die physische und psy­
chische Gesundheit. DasVirus sei
für sie zwar weniger gefährlich
als für Erwachsene, schreibt die
Taskforce in ihremneuestenwis­
senschaftlichen Update. «Wir
sehen aber auch in dieserAlters­
klasse gewichtige Gründe, die für
dasAnstreben einer tiefenViren­
zirkulation sprechen.»Auch Kin­
der können schwereVerläufemit
Hospitalisierung haben oder
Long Covid entwickeln.

Am Montag vermeldete Her­
steller Pfizer, sein Impfstoff sei
wirksam und sicher bei Kindern
unter zwölf Jahren. Für die Task­
force zeichnet sich ab, dass diese
in einigenMonaten geimpftwer­
den könnten.Das gebe ihnen und
ihren Eltern die Möglichkeit, zu
wählen, ob sie durch Impfung
oder Infektion eine Immunität
aufbauenwollten. Bis dahin gelte
es nun, sie bestmöglich vor einer
Infektion zu schützen. Kinder­
arzt Aebi nennt die Diskussion
über die «Wahl zwischen Imp­
fung und Infektion» dagegen
verfrüht und nicht zielführend.
Es sei unklar, wie dereinst die
Impfempfehlung für Kinder un­
ter zwölf aussehen werde.

Zwei einflussreiche wissen­
schaftliche Gremien, zwei völlig
unterschiedliche Meinungen.
Einigkeit scheint nur in zwei
Punkten zu herrschen: Die Schu­
len sollen offen bleiben.Und der
Flickenteppich aus Schutzmass­
nahmen hilft dabei nicht.

Kinder durchseuchen oder durchtesten?
Corona an Schulen Die Taskforce und Kinderärztinnen und -ärzte widersprechen sich, wie man die Pandemie
bewältigen soll. Unter den Lehrkräften hat sich ein Netzwerk gebildet, das Massnahmen abschaffen will.

Heiss diskutierte Frage: Sollen Schülerinnen und Schüler Masken tragen? Foto: Georgios Kefalas (Keystone)


